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1. Schlaglichter zum aktuellen Diskurs:
Geld und Bürokratie

• „Die Sozialausgaben der Kommunen insgesamt sind in den vergangenen Jahren 
deutlich gestiegen und auch die Kosten der Eingliederungshilfe für Menschen mit 
Behinderung steigen kontinuierlich. Die Bruttoausgaben der Eingliederungshilfe 
haben von 2005 bis 2023 bundesweit von 11,3 auf  26,2 Milliarden Euro zugelegt. 
6,6 Milliarden Euro entfallen dabei auf  Nordrhein-Westfalen. Im Jahr 2023 erhielten 
rund 855.000 Menschen bundesweit Leistungen der Eingliederungshilfe. Damit hat 
sich die Zahl seit 2005 (470.000) fast verdoppelt.“ Georg Lunemann, 2.6.2025 

• „Der Sozialstaat, wie wir ihn heute haben, ist mit dem, was wir volkswirtschaftlich 
leisten, nicht mehr finanzierbar.“ Friedrich Merz, DLF 24.8.2025

• „Gute Sozialgesetzgebung und eine funktionierende Verwaltung sichern das 
Vertrauen der Bürger*innen in den Sozialstaat und fördern die Stabilität der 
Demokratie. Überregulierung und ein Übermaß an Bürokratie bewirken das 
Gegenteil. Das Ziel, die schon immer als unübersichtlich empfundenen 
Einzelmaterien des Sozialrechts zusammenzuführen und ihren inneren 
Zusammenhang zu stärken, wird in der Politik der Bundesrepublik Deutschland 
bereits seit der ersten Legislaturperiode formuliert.“ Deutscher Verein, 28.5.2025



Prof. Dr. Katja Robinson

Josefine ist 35 Jahre alt, wohnhaft in Chorweiler

 alleinerziehende Mutter von der 7-jährigen 
Luna

 der Vater von Luna zahlt keinen Unterhalt

 sie ist erwerbsunfähig und erhält eine kleine
Erwerbsminderungsrente und

 ihr pflegebedürftiger, dementer 72-jähriger 
Vater Karl lebt bei ihr im Haushalt.

Was glauben Sie?
Wie viele Anträge muss 
Josefine stellen und an wie 
vielen Stellen und Orten?

Josefine muss mit 18 (!!!) 
Stellen an vielen 
verschiedenen Standorten in 
Kontakt treten, um ihre 
Unterstützung, die ihr zusteht 
zu klären und zu bekommen! 

2. Zersplitterung des Leistungssystems



3. Zum Beispiel: Die Umsetzung des BTHG

• Weitgehend abgeschlossene Umsetzung des BTHG in 
Landesausführungsrecht und Landesrahmenverträge

• Operationalisierung vielfach über Übergangs- und 
Transformationsvereinbarungen

• Verknüpfung der Idee personenzentrierter Leistungen  mit der 
Vorstellung personenzentrierter Finanzierung und einer 
Kostenerstattungslogik mit

• hochdifferenzierten Kalkulationspositionen
• aufwändigen einzelfallorientierten Abrechnungen und 
• aktuellen Versuchen aufgrund von inputorientierten Prüfungen Rückforderungen 

zu generieren
• Verhandlungsstau zu neuen Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen
• Umfassende Bürokratisierung der Bedarfsermittlung und der 

Hilfeplanung



4. Die Grundidee im SGB

• § 1 Abs. 1 SGB I
• Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll zur Verwirklichung sozialer 

Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit Sozialleistungen einschließlich 
sozialer und erzieherischer Hilfen gestalten. Es soll dazu beitragen, 

• ein menschenwürdiges Dasein zu sichern,
• gleiche Voraussetzungen für die freie Entfaltung der Persönlichkeit, insbesondere 

auch für junge Menschen, zu schaffen,
• die Familie zu schützen und zu fördern,
• den Erwerb des Lebensunterhalts durch eine frei gewählte Tätigkeit zu 

ermöglichen und
• besondere Belastungen des Lebens, auch durch Hilfe zur Selbsthilfe, 

abzuwenden oder auszugleichen.

• Ableitungen:
• Personenzentrierung
• Bedarf  an einem pluralen Angebot
• Wunsch- und Wahlrechte



5.1 Kommission Sozialstaatsreform

• Auftrag der Kommission: 

• Empfehlungen von Maßnahmen zur Modernisierung und Entbürokratisierung 
sozialstaatlicher Strukturen im Sinne der Bürgerinnen und Bürger und der 
Verwaltung unter Bewahrung des sozialen Schutzniveaus (Vorwort: S. 8)

(Quelle: https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/reform-
sozialstaatskommision-2404220)



5. Kommission Sozialstaatsreform

• Bericht am 27.1.2026 an BMin Bas übergeben: 
• Ein einheitliches Sozialleistungssystem soll die verschiedenen Zuständigkeiten zusammenführen. 

Bürgerinnen und Bürger sollen einheitliche Anlaufstellen vorfinden.
• Arbeit soll sich lohnen: Bei Vollzeit- und vollzeitnaher Erwerbstätigkeit soll künftig weniger 

Einkommen auf  die Leistungen angerechnet werden.
• Zusätzliche Rechtsvereinfachungen wie Pauschalierungen, Bagatellgrenzen und einheitlichere 

Begriffe sollen zur Verständlichkeit beitragen und die Beschäftigten in den Verwaltungen 
entlasten. Diese können sich dann stärker darauf  konzentrieren, Menschen in Arbeit zu bringen.

• Die Verwaltung soll modernisiert und digitalisiert werden: Sozialleistungen sollen künftig über ein 
einheitliches Portal beantragt werden können. Die Sozialbehörden sollen Informationen 
austauschen können. KI-Anwendungen sollen verstärkt zum Einsatz kommen, um 
Verwaltungsprozesse zu automatisieren. 

• (Quelle: https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/reform-sozialstaatskommision-
2404220)



6. Nützliche Schritte auf Landesebene

• digital, bürgernah, gemeinsam: Weniger Bürokratie – mehr Wirkung
1. Mitwirkung an der Gestaltung und Bereitstellung der erforderlichen Digitalisierungsgrundlagen (s. 

Art. 91c GG)

2. Zentralisierung des Verwaltungsvollzugs beim Elterngeld umsetzen, um das Leistungsrecht zu 
vereinfachen. (Siehe KSR, S. 28) Bsp. Elterngeld: wird gegenwärtig im Auftrag des Bundes aber 
eigenverantwortlich durch die Länder vollzogen (Verwaltung ist auf  300 Stellen verteilt)

3. Erprobung gemeinsamer Anlaufstellen  

4. Vereinfachung von Bedarfsermittlung und Hilfeplanung (durch ein Verfahren wie nach 
Kleidergrößen)

5. Förderung von Räumen des Vertrauens z. B. in der Nutzung von Trägerbudgets 

6. Beschränkung von Input

7. Abbildung von Wirksamkeit in einem multiperspektivischen Verfahren



7. Zum Beispiel: Erweiterung der 
Handlungsoptionen in der 
Eingliederungshilfe durch § 132 SGB IX

• § 132 Abs. 1 Abweichende Zielvereinbarungen
• „Leistungsträger und Träger der Leistungserbringer können 

Zielvereinbarungen zur Erprobung neuer und zur Weiterentwicklung der 
bestehenden Leistungs- und Finanzierungsstrukturen abschließen.“

• Grobe Bestimmung einer Gesamtleistungsmenge und eines 
Gesamtentgelts bei Definition gemeinsamer Ziele und einem validen 
Monitoring 

• Verbindung mit einer Zahlungsabwicklungsvereinbarung
• Nachlaufend: vollständig reguläre Vereinbarungen (auch wegen 

auswärtiger Leistungsträger)



8. Zum Beispiel: 
Handlungsoptionen im Förderwesen

• Verwaltungsaufwand bei Fördermittelbeantragung reduzieren

• Bewilligungszeiträume für Projektförderung verlängern;  
Mittelverwendungsnachweise reduzieren (z.B. 1 x jährlich)

• Belege vorhalten, nicht vorlegen

• Plausibilitätsprüfungen reichen 

• Wirksamkeit plausibilisieren



9. „Wege in der Gefahr“ 
(C. F. von Weizsäcker)

• In der Perspektive von Leistungsberechtigten:
• Pläne für das eigene Leben haben, lernen darüber zu sprechen

• In der Perspektive von Leistungserbringern:
• Gute Leistungen mit Selbstvertretungen verabreden
• Mit dem eigenen Team gute Pläne machen und kalkulieren

• In der Perspektive von Leistungsträgern
• Bürokratie beseitigen
• Zu Vertrauen „im Dreieck“ einladen

• In der Perspektive von Selbstvertretungen:
• Personenzentrierte Leistungen (gerne ohne personenbezogene Finanzierung) 

stark machen
• Zur Beendigung unnützer Ausgaben und Verwaltungsvorgänge beitragen
• Menschen ermutigen, die gute deutsche Eingliederungshilfe stark zu machen



Kontakt
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